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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Das Finanzreferendum war nicht nur im Ständerat ein Thema, sondern auch in der
grossen Kammer. Dort zielten gleich zwei parlamentarische Initiativen darauf ab,
Bundesbeschlüsse, die Ausgaben über einem bestimmten Betrag zur Folge haben, dem
fakultativen Referendum zu unterstellen. Der Vorstoss der SVP-Fraktion (Pa.Iv. 17.446)
wurde mit dem Umstand begründet, dass sich die direkte Demokratie positiv auf die
Finanzdisziplin auswirke. In jenen Kantonen, in denen die Stimmbevölkerung mittels
Finanzreferendum die Möglichkeit habe, hinsichtlich der Ausgaben auf die Bremse zu
treten, seien Steuern und Ausgaben tiefer als in den anderen Kantonen. Martin Bäumle
(glp, ZH) argumentierte in seiner parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 18.417) mit dem
potenziellen Gewinn an Legitimation. Er verwies auf das Beispiel der Beschaffung einer
neuen Kampfjet-Flotte oder den Kohäsionsbeitrag an die EU. In beiden Fällen wird
darüber diskutiert, ob nicht die Stimmbevölkerung mitentscheiden soll, um so bei
einem Ja die jeweiligen Ausgaben zu legitimieren. 
In ihrem Bericht von Mitte August 2018 sprach sich die SPK-NR knapp mit 13 zu 11
Stimmen gegen Folge geben beider Anträge aus. Sie verwies in ihrem Entscheid auf den
Umsetzungsprozess einer parlamentarischen Initiative der SVP aus dem Jahr 2003
(03.401), bei dem sich in der Vernehmlassung eine deutlich ablehnende Haltung gezeigt
habe, weshalb dieser Prozess damals abgebrochen worden sei. Es sei nicht
anzunehmen, dass sich diese negative Haltung seit damals grundlegend geändert habe.
Man befürchte eine Übersteuerung, weil theoretisch zwei Mal gegen ein Gesetz das
Referendum ergriffen werden könnte, da meist bereits bei der Gesetzgebung
beschlossen werde, mit welchem Betrag der Bund sich finanziell engagieren müsse.
Übersteige dieser Betrag dann aber die von einem fakultativen Referendum
vorgesehene Hürde, dann müsste eigentlich ein zweites Referendum gegen das gleiche
Gesetz ermöglicht werden. Vielfach sei zudem auch nicht bereits zum vornherein klar,
ob ein Betrag überschritten werde oder nicht. Darüber hinaus dürften
direktdemokratische Instrumente nicht mit Zielvorgaben – hier die Ausgabendisziplin –
verknüpft werden. Direkte Demokratie sei ein Wert an sich. Budgetdisziplin werde auf
Bundesebene schliesslich bereits mittels Ausgaben- und Schuldenbremse erreicht. Die
starke, insbesondere aus SVP-Mitgliedern bestehende Minderheit, hob hervor, dass das
Bedürfnis der Bevölkerung zur Mitbestimmung bei Projekten mit hohen Ausgaben
wachse. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.08.2018
MARC BÜHLMANN

Im Nationalrat hatten beide parlamentarischen Initiativen (17.446 und 18.417), welche
die Einführung eines Finanzreferendums forderten, keine Chance. Weil beide
Vorstösse praktisch identisch waren, fand nur eine Abstimmung statt, bei der sich eine
Mehrheit von 115 zu 79 Stimmen bei einer Enthaltung gegen Folge geben aussprach. Zu
den Minderheiten-Stimmen aus den Fraktionen der Urheber gesellten sich je drei CVP-
und BDP-Stimmen. Neben den Voten der Kommissionssprecher sowie der Urheber der
Vorstösse –  Adrian Amstutz (svp, BE) für die SVP-Fraktion bzw. Martin Bäumle (glp, ZH)
– verlangte niemand das Wort. Die Idee eines Finanzreferendums dürfte damit wieder
eine Weile vom Tisch sein. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.09.2018
MARC BÜHLMANN

1) Bericht SPK-NR vom 17.08.18; Medienmitteilung SPK-N vom 29.6.2018; LZ, TA, 6.6.17; BaZ, 8.6.17; NZZ, 9.6.17; BaZ, 14.6.17;
BZ, 27.11.17; TA, 28.11.17; Blick, 3.4.18
2) AB NR, 2018, S. 1248 ff.
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